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Im Repertoire des Zeitenwechsels ist Platz für Wiederholungen: Wie die Regierung
Kohl/Genscher übernahm auch die rot-grüne Koalition Monate nach dem Wechsel
die Ratspräsidentschaft und gleichfalls in schwieriger Zeit: Das „Stuttgarter Paket"
verknüpfte wie die Agenda 2000 die Finanzierung mit der Erweiterung und der
Vertiefung der Integration; auch Kohl trat an, in diesem Prozeß Haushaltsdisziplin
verbindlich zu machen und die deutsche Nettozahlerposition wirksam zu begren-
zen. Beiden, Gerhard Schröder und Helmut Kohl, ist dieses Kunststück nur halb
gelungen. Dejä-vu auch im Vergleich der beiden Präsidentschaftshalbjahre: Weder
Kohl noch Schröder waren über die Außenpolitik ins Amt gekommen; Kohls „grö-
ßere affektive Nähe zur Idee der europäischen Einigung"1 und die personale
Kontinuität seines Außenministers Hans-Dietrich Genscher mögen von Vorteil
gewesen sein. Schröder konnte sich immerhin auf seinen Außenminister Joschka
Fischer stützen, dessen Europaplädoyer schon seit 1994 in Buchform vorliegt2 und
jedem, der es liest, die grundlegende Hinwendung Fischers zur europäischen
Integration veranschaulicht. Operativ konnte sich die neue Regierung zudem auf
eine eingespielte Mannschaft, vor allem in Auswärtigen Amt, verlassen, deren
Stammspieler an zahlreichen Stationen der europäischen Entwicklung seit dem Fall
der Berliner Mauer aktiv beteiligt gewesen waren. Fischer hat diese Ressource
erkannt und gepflegt - und erst mit Abschluß der deutschen Präsidentschaft perso-
nelle Änderungen vorgenommen.

Entscheidender als der innenpolitische Hintergrund beider Kanzlerschaften
dürfte die Sicherheitspolitik sein: Kohls erste Präsidentschaft stand im Zeichen der
sowjetischen SS-20 Raketen und der Nachrüstung der NATO; Schröders Präsident-
schaft wurde dominiert vom Krieg im Kosovo. In beiden Fällen ging es um die
Bündnisfähigkeit der Bundesrepublik und die Bewahrung der deutschen Mitgestal-
tung westlicher Allianzpolitik; in beiden Fällen hätte ein Scheitern der Regierungs-
politik zugleich eine innen- und außenpolitische Doppelkrise zur Folge gehabt.
Doch damit enden die Parallelen: Die Mitwirkung Deutschlands im Militäreinsatz
der NATO gegen Jugoslawien ist eine Zäsur deutscher Nachkriegsgeschichte. Die
Beobachtung, Schröders Regierung sei „die erste linke Regierung seit 1918, die
deutsche Soldaten in einen Krieg schickte"3, strapaziert die Parallelitäten allerdings
zu arg. Die Berliner Republik könnte sich keine andere Demokratie wünschen als
die Bonner, doch in der Außenpolitik wird sie mit manchen der Bonner Leitbilder
nicht reüssieren.
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Das Europaprogramm der rot-grünen Koalition

Die Bundestagswahl im September 1998 bot allenfalls am Rande eine europapoli-
tische Auseinandersetzung. Zu deutlich verband sich die politische Lebensleistung
Kohls, der Respekt zu bekunden Teil der Wahlkampfstrategie Schröders war, mit
der Europapolitik und der Weiterentwicklung der EU. In den wenigen generellen
Anmerkungen Schröders im Wahlkampf zur Außenpolitik stand vielmehr die
Umsetzung seiner Generationenthese im Vordergrund: Deutschland sei eine
erwachsene Nation geworden, die sich, wie es in der Regierungserklärung vom
10. November 1998 hieß, „niemandem über- oder unterlegen fühlen muß". Ein
Deutschland, das seiner Kraft vertraue, sei eine Beruhigung seiner Nachbarn. Die
anderen Felder der Auseinandersetzung mit der Europapolitik der CDU/CSU/
FDP-Koalition suchten die Abgrenzung eher mittelbar: in der Kritik an der zurück-
haltenden Position der Bundesregierung gegenüber einer europäischen Beschäfti-
gungspolitik, in den Thesen Oskar Lafontaines zur Rolle der Zinspolitik der künf-
tigen Europäischen Zentralbank oder in der Ankündigung einer europäischen
Sozial- und Umweltunion.

Die KoalitionsVereinbarung vom 20. Oktober 1999 unterstreicht den Stellenwert
der Europapolitik. Die Außen- und Sicherheitspolitik bildet das letzte der materiel-
len Kapitel. Neben zahlreichen Aussagen, die in der Kontinuität der bisherigen
Europapolitik stehen, fallen neue Akzentsetzungen in vier Bereichen ins Auge:

- Die Koalitionspartner betonen die Thematik von Demokratie und Bürgernähe
und verknüpfen sie mit zentralen innenpolitischen Anliegen. „Nur durch die
Weiterentwicklung zu einer Politischen Union sowie einer Sozial- und Umwelt-
union wird es gelingen, den Menschen Europa wieder näher zu bringen und die
Europäische Union bürgernah zu gestalten." An anderer Stelle heißt es: „Die
neue Bundesregierung wird sich für mehr Demokratie in der Europäischen
Union und die Stärkung des Europäischen Parlaments einsetzen. Sie wird dafür
eintreten, daß die Entscheidungsprozesse in der Europäischen Union verständ-
licher und durchschaubarer werden." Dazu gehört auch die europäische
Flankierung der vorgesehenen Änderung des Staatsbürgerschaftsrechtes - die
Harmonisierung der Asyl-, Flüchtlings- und Migrationspolitik - sowie die
Unterstützung einer EU-Charta der Grundrechte.

- Beschäftigungspolitik wird als ein Zentralfeld der künftigen Europapolitik defi-
niert: „Die neue Bundesregierung wird die Bekämpfung der Arbeitslosigkeit in
den Mittelpunkt der europäischen Politik stellen. Ihr Ziel ist ein europäischer Be-
schäftigungspakt. In die beschäftigungspolitischen Leitlinien sollen verbindliche
und nachprüfbare Ziele, vor allem zum Abbau der Jugend- und Langzeit-
arbeitslosigkeit sowie zur Überwindung der Diskriminierung von Frauen auf
dem Arbeitsmarkt, aufgenommen werden."

- Außen- und Sicherheitspolitik erhält eine dezidiert zivile Definition: „Die neue
Bundesregierung (...) wird sich mit aller Kraft um die Entwicklung und
Anwendung von wirksamen Strategien und Instrumenten der Krisenprävention
und der friedlichen Konfliktregelung bemühen. Sie wird sich dabei von der

326 Jahrbuch der Europäischen Integration 1998/99



Bundesrepublik Deutschland

Verpflichtung zur weiteren Zivilisierung und Verrechtlichung der internationalen
Beziehungen (...) und zur weltweiten Einhaltung der Menschenrechte leiten las-
sen." Entsprechend zurückhaltend formuliert ist auch der Absatz zur Gemein-
samen Außen- und Sicherheitspolitik (GASP): „Die GASP soll in ihrer weiteren
Entwicklung verstärkt dazu genutzt werden, die Fähigkeit der EU zur zivilen
Konfliktprävention und friedlichen Konfliktregelung zu steigern."

- In der Agrar- und der Strukturpolitik setzt die Vereinbarung auf Reformen, die
über den Rahmen der früheren deutschen Europapolitik hinausgehen und einen
anderen Ansatz in der Nettozahlerdebatte anklingen lassen: „Die anstehende
Neuregelung der EU-Finanzen muß (...) durch Reformen auf der Ausgabenseite
zu mehr Beitragsgerechtigkeit unter den Mitgliedstaaten führen. Sofern dieses
Ziel durch andere Instrumente nicht ebenso gut erreicht werden kann, sollten ab
dem Jahr 2000 auf der Basis einer Regelung der Europäischen Union die direk-
ten Einkommensbeihilfen der Gemeinsamen Agrarpolitik durch die Mitglied-
staaten kofinanziert werden, damit die Nettobelastung Deutschlands vermindert
werden kann". Strukturförderung soll deutlich stärker auf die „strukturschwäch-
sten und förderbedürftigsten Regionen" konzentriert werden; die „europäische
Landwirtschaft muß wettbewerbsfähiger und umweltverträglicher werden."

Derartige Kataloge des gemeinsamen Wollens sind stets mit Zurückhaltung zu
lesen. KoalitionsVereinbarungen sind Absichtserklärungen vor Übernahme der
Regierungsgeschäfte. Persönliche Präferenzen der Hauptakteure und die Umstände
der Politik rücken vieles zurecht. So hat zwar die vereinbarte Aufteilung der beiden
deutschen EU-Kommissare unter den Regierungsparteien in der Nominierung
Michaele Schreyers und Günter Verheugens gehalten, doch unter dem Druck der
Umstände in Südosteuropa hat sich die Zivilmachtphilosophie des außenpolitischen
Kapitels als nicht hinreichend erwiesen.

Der Machtwechsel unterstreicht in der Tat Normalität, jedoch mit leichter
Schlagseite. Zum ersten Mal geht ein Regierungswechsel aus einer Wahl und nicht
aus einem Koalitionswechsel hervor, zugleich bringt dieser Wechsel in Deutschland
eine Generation in die politischen Führungspositionen, deren politischen Programm
nicht vom Erleben des Krieges und der unmittelbaren Nachkriegszeit geprägt ist.4

Stärker als in jeder der Regierungen vor Schröder dominiert die Innenpolitik auch
die außenpolitische Prioritätensetzung. Der Unterschied liegt - in der Startphase
der rot-grünen Regierung - in der Sicherheitspolitik: Keiner der anderen „linken"
Regierungschefs der großen Staaten definiert sie so im Vokabular der
Zivilmachtthese wie in der Koalitions Vereinbarung geschehen.

Präsidentschaft I: Die Agenda 2000 und der Gipfel von Berlin

Die Inkompatibilität der Doppelstrategie von Politikreform und Nettozahlerproble-
matik ließ für die deutsche Präsidentschaft schwierige Verhandlungen erwarten. Die
atmosphärische Zuspitzung resultierte jedoch aus unterschiedlichen Signalen der
Bundesregierung im Vorfeld der eigenen Präsidentschaft. Diese zielten vor allem
auf die innenpolitische Lage und die Erwartungen der Öffentlichkeit - so, als
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Außenminister Fischer öffentlich über eine Überprüfung der NATO-Doktrin nach-
dachte, als der Bundeskanzler sich zurückhaltend gegenüber einer raschen
Erweiterung der EU äußerte oder als er vor dem Europawahlkongreß der SPD in
Saarbrücken die Ausgaben der EU und die Nettobelastung Deutschlands scharf kri-
tisierte. Verhandlungstaktisch befand sich die neue Bundesregierung in einer gewis-
sen Zeitfalle, die Günter Verheugen plastisch auf den Punkt brachte: „Unsere
Partner in der EU wissen, daß wir die Erweiterung mehr wollen als andere. Deshalb
meinen manche, wir könnten sie auch bezahlen. Mit solchen Illusionen mußten wir
aufräumen - noch vor Beginn der deutschen EU-Präsidentschaft."5 Schröder und
Fischer blieb deshalb nur wenig Zeit, die eigene Position und Erwartungshaltung
deutlich zu markieren - nicht nur europapolitisch, auch innenpolitisch kann eine
Regierung aus dem Amt des Vorsitzes nur Kapital schlagen, wenn sie Problem-
lösungen erfolgreich zustande bringt und Entscheidungsblockaden auflöst.

Das Programm der deutschen Ratspräsidentschaft6 rückte in Umsetzung von
Koalitionsvereinbarung und Regierungserklärung die Europäisierung der Beschäf-
tigungsproblematik in den Vordergrund. Der zweite Pfeiler des Programms zielte
auf die Sicherung des Erweiterungsprozesses durch die Verabschiedung der Agenda
2000. Den Knoten der wechselseitigen Besitzstandsansprüche wollte Bonn durch
eine Politikreform auflösen. Um den Druck auf eine Verabschiedung des
Vorschlagspaketes der Kommission nicht zu mindern, wurde in offiziellen
Stellungnahmen zu den Schwerpunkten der Präsidentschaft jede Konkretisierung
von Beitrittsterminen vermieden: „Wenn wir jetzt unsere Kräfte vor allem auf die
Agenda 2000 konzentrieren, dann ist dies der beste Dienst an der Erweiterung."7

Die Signale zeigten Wirkung über das intendierte Maß hinaus. Im Kreis der übri-
gen Regierungen löste die Infragestellung aller Besitzstände Klammerreflexe aus.
So bestanden die einen auf einer Fortschreibung der Kohäsionsfonds und einer
Beibehaltung der Strukturfondsmittel, die anderen auf ihrem Rabatt und dritte auf
den Tabuzonen der europäischen Agrarpolitik. Damit war, wie die Sondierungen
auf dem Treffen der Staats- und Regierungschefs im Februar auf dem Petersberg bei
Bonn schonungslos klarstellten, der Verhandlungsansatz der deutschen Präsident-
schaft schwer belastet. Integrationspolitisch sinnvoll erschien der deutsche Ansatz,
denn dieser würde der EU eine weitere Sonderregelung und damit zusätzliche
Komplizierungen ersparen. Gleichzeitig bot der Ansatz einer Ausgabenreform die
Gelegenheit, die Debatte um die deutsche Nettolast näher an die Realitäten heran-
zuführen: Bezogen auf den Anteil am EU-Sozialprodukt ist der deutsche Beitrag
nur leicht überproportional; stark unterdurchschnittlich sind jedoch seit vielen
Jahren die Rückflüsse aus dem EU-Haushalt. Jede Korrektur der Ausgabenseite
würde also unmittelbar dem deutschen Interesse an einer Senkung der Nettolast
zugute kommen. Nachteil dieses Ansatzes war aus deutscher Sicht seine begrenzte
Budgetwirkung, da radikale Schnitte im Haushalt der Union am Verhandlungstisch
kaum realisierbar erschienen.

Beide Partner, die für das Verhandlungskalkül der Regierung Schröder auch in
anderen Feldern der EU-Politik zentrale Akteure bildeten, verweigerten sich der
deutschen Haltung. Der Regierung Blair schien, trotz grundsätzlicher Übereinstim-
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mung in der Sache, das Momentum im Bereich der Außen- und Sicherheitspolitik
wichtiger zu sein als ein nicht sehr erfolgversprechender Sturmlauf gegen die
Besitzstände der Agrar-, Struktur- und Kohäsionspolitik, der noch dazu mit eigenen
Mehrbelastungen verbunden wäre. Die französische Position Jacques Chiracs und
Lionel Jospins erwies sich für die neue Bonner Regierung als zu kompliziert.
Einerseits lehnte Paris jede Kofinanzierung als inkompatibel mit dem Grundsatz
der Integration ab, andererseits war die französische Seite durchaus bereit, dem
deutschen Partner in Höhe der durch eine Kofinanzierung entstehenden Mehrbe-
lastung Frankreichs entgegenzukommen, etwa im Bereich der Preise bestimmter
Agrarprodukte und als Geste der besonderen Bedeutung der deutsch-französischen
Partnerschaft. Dies hätte einem „Teppichhandel" entsprochen, in dem wiederum die
deutsche Seite etwas hätte einbringen müssen - über den Verzicht auf den Reform-
ansatz hinaus. Die Logik der französischen Position zielte auf eine Absicherung der
besonderen Qualität der bilateralen Beziehungen als Achse der europäischen
Integration, die der deutschen Position auf Problembewältigung. Frankreich sah
sich in die Ecke gedrängt und blockierte die deutsche Strategie, von den
Vorverhandlungen bis hin zum Gipfel in Berlin.

Unter diesen Vorzeichen war das positive Startsignal der deutschen Präsident-
schaft, die Einführung des Euro, schnell verschlissen. Mißverständnisse und Irrita-
tionen bestimmten die Szenerie, sei es die Krise der Glaubwürdigkeit der Santer-
Kommission und ihr späterer Rücktritt oder die Zinsphilosophie Lafontaines und
dann der jähe Abgang des frankophilen Saarländers selbst, der Jospin um einen
Verbündeten in Bonn brachte, oder seien es die Kontroversen um die Pläne zum
Atomausstieg des Umweltministers Jürgen Trittin: Frankreichs politische Klasse
schien mit dem neuen deutschen Partner nicht zurecht zu kommen,8 Deutschlands
Doppelpräsidentschaft in EU und WEU mit ihrer einmaligen Dichte europäischer
und internationaler Gipfel geriet in Schieflage. Das Ergebnis des Berliner Gipfels
mußte den Akteuren der deutschen Außenpolitik vor diesem Hintergrund fast als
kleines Wunder erscheinen. Zwar hatte die deutsche Politik zahlreiche Positionen
„leise" geräumt9, doch zumindest Eckmarken in der Ausgabenbegrenzung gesetzt,
die über die kommenden Jahre im Bereich der Agrarpolitik auch eine Netto-
entlastung mit sich bringen werden; im Bereich der Strukturfonds wird Deutschland
sogar zum drittgrößten Empfängerland werden. Von der reinen Lehre der Politik-
reform ist auf dem Berliner Gipfeltisch wenig mehr übrig geblieben als der
Ausgangsgedanke, der EU-Politik Korsettstangen anzulegen, die konzeptionell und
nicht allein situativ definiert werden.

Präsidentschaft II: Der Kosovo-Krieg und der Gipfel von Köln

Das Zwischenfazit der ersten Etappe der deutschen Präsidentschaft fiele im Rück-
blick sicher dunkler aus, wäre Schröder nicht in der Nachfolgefrage Santers ein
Überraschungscoup gelungen und wären die Gipfelberatungen nicht bereits von der
Eskalation im Kosovo bestimmt gewesen. Das Scheitern der Verhandlungen an der
Ablehnung Jugoslawiens/Serbiens verschob das Koordinatensystem der Europa-
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politik: aus der Krise des Jahres 1998 und der Konfliktregelungsvorgäbe des
Westens von Rambouillet wurde der Ernstfall westlicher Glaubwürdigkeit. Fortan
bestimmten der Luftkrieg der NATO und die, gezielte Vertreibung der albanischen
Bevölkerung des Kosovo durch das Regime Milosevic die Europapolitik der
Bundesregierung. Das außenpolitische Profil gewann über die deutsche Beteiligung
am NATO-Einsatz im Ansehen der Bevölkerung. Dabei kam der Bundesregierung
vor allem die positive Bewertung der Doppelrolle von Außenminister und
Verteidigungsminister zugute: Während Rudolf Scharpings besonnen wirkende
Dauerpräsenz in der Erläuterung der militärischen Entwicklungen Ängste in der
Bevölkerung wie mögliche Sorgen unter den Partnern wirksam widerlegte, stieg
Joschka Fischer durch sein Engagement für einen Plan zur Beilegung des Krieges
und die Verteidigung der Regierungspolitik gegen die Kritik in den eigenen Reihen
zum beliebtesten Politiker auf - am Ende der deutschen Präsidentschaft lag er mit
82% Zustimmung zu seiner Amtsführung in der Bevölkerung weit vor jedem ande-
ren Spitzenpolitiker von Regierung und Opposition.10

Wie schon beim Europäischen Rat in Berlin überlagerten die sicherheitspoliti-
schen Herausforderungen andere zentrale Anliegen der deutschen Präsidentschaft -
nicht zum Schaden des öffentlichen Ansehens. Anders als in Berlin gelang in Köln
die Verknüpfung des Durchbruchs in der Friedensdiplomatie auf der Basis des
Fischer-Plans mit der besonders im Auswärtigen Amt betriebenen Weiterentwick-
lung der Europäischen Union. Schon bei seiner Antrittsrede vor den Diplomaten
seines Hauses und später vor den Abgeordneten des Europäischen Parlamentes
hatte Fischer aufgerufen, über die Finalität der Integration nachzudenken und damit
ein Thema in die Debatte zurückgebracht, um daß es nach dem leisen Verschwinden
des Leitbildes eines europäischen Bundesstaates zu Zeiten der alten Koalition eher
still geworden war. Köln bot zwei aktuelle Anlässe, diesen programmatischen
Ansatz zu konkretisieren. Einerseits hatte die deutsche Präsidentschaft vom Wiener
Gipfel die Frage der institutionellen Reformen zur Vorbereitung der Erweiterung
weitergereicht bekommen. Unter der Anspannung des Luftkrieges war zwar das
ursprüngliche Ziel der deutschen Europapolitik, unter der eigenen Präsidentschaft
bereits eine grundlegende politische Verständigung zu schaffen, nicht erreicht wor-
den. Andererseits wurde immerhin der Fahrplan präziser bestimmt, der einige der
politischen und der operativen Ziele der deutschen Politik umsetzt: Die frühe
Einberufung einer Konferenz Anfang 2000, die Konzentration auf die offenen
Kernfragen aus den Verhandlungen zum Vertrag von Amsterdam und der Beschluß
zur Ausarbeitung einer Grundrechtscharta. In diesen Kontext gehört auch die
Verabschiedung einer Gemeinsamen Strategie der EU für Rußland. Deutschland
ging es insbesondere darum, die neuen Vertragsbestimmungen des Amsterdamer
Vertrages für die GASP praktisch und in Bezug auf die großen Nachbarschafts-
fragen der EU anzuwenden, während in anderen Mitgliedstaaten die Vorstellung
vorheiTSchte, zunächst mit kleineren Fragen und solchen, in denen das Maß der
Übereinstimmung ohnehin schon hoch sei, zu beginnen. Die Berufung Javier
Solanas ergänzte diese Signale in öffentlich breit akzeptierter Form.
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Ein stimmiges Bild bot die deutsche Präsidentschaft auch in der Sicherheits- und
Verteidigungspolitik. Zum medienwirksamen Auftritt Gerhard Schröders mit dem
finnischen Staatspräsidenten Martti Ahtisaari, der die Zustimmung Belgrads zum
Kompromiß von NATO und Rußland mitbrachte, paßte die Dynamik in der Bera-
tungen über den von der Präsidentschaft vorgelegten „Bericht des Vorsitzes über die
Stärkung der gemeinsamen europäischen Sicherheits- und Verteidigungspolitik".
Der Bericht greift deutlich über die ursprüngliche Absicht, die Verschmelzung von
WEU und EU zu konkretisieren, hinaus. Unter den Vorzeichen von Krieg und Krise
ist es der deutschen Präsidentschaft gelungen, in nach EU-Maßstäben kurzer Zeit
den Perspektivwechsel von der „Europäischen Sicherheits- und Verteidigungsiden-
tität" zum Entwurf einer „Europäischen Sicherheits- und Verteidigungskapazität"
zu verabschieden. Ein Blick auf die im deutschen Bericht angerissenen insti-
tutionellen Optionen zeigt, daß nun konkrete Umsetzungsentscheidungen folgen
müssen. In Verbindung zum Stabilitätspakt für Südosteuropa ist der deutschen
Präsidentschaft zumindest gelungen, die Europäer symbolisch wie politisch ins
Zentrum der Krisenbewältigung zu rücken.

In diesem Licht fand der ebenfalls in Köln verabschiedete Beschäftigungspakt
eine milde Aufnahme - obwohl er gänzlich unterschiedliche innenpolitische Erwar-
tungen in Deutschland gleichermaßen enttäuschen mußte.1 diejenigen, die über
europäische Beschäftigungsmaßnahmen eine Wende am Arbeitsmarkt erhofft hat-
ten, wird das neue Instrument, der „makroökonomische Dialog", enttäuschen, da er
zunächst nicht mehr als die europäische Variante des deutschen „Bündnisses für
Arbeit" zu werden verspricht. Diejenigen, die neuen Dirigismus und eine von
Brüssel aus definierte Flexibilisierungsbremse befürchtet hatten, werden nach der
Lektüre aufgeatmet haben: Die Beschlußlage erscheint weitgehend kompatibel mit
Philosophie und Rhetorik der „neuen Mitte", deren vorläufig letztes Ergebnis das
Schröder-Blair-Papier ist.

Bilanz

Vieles von dem, was im Rückblick auf die deutsche Ratspräsidentschaft herausragt,
ist „ein Wechsel auf die Zukunft"12 Die Zuspitzung von Krisen hätte auch altge-
dienten Europapolitikern besondere Anstrengung abverlangt. Die neue Koalition
hat insgesamt besser agiert als ihr viele zugetraut hatten - „nach holprigem, ver-
wirrendem Beginn, nach den von taktischen Fehlern begleiteten Kompromissen in
der Agrar- und Strukturpolitik, (...), nun zum Ende hin eine Friedensleistung unter
maßgeblicher Mitwirkung Deutschlands. So wird vieles, was weniger glanzvoll
betrieben wurde, in den Hintergrund gedrängt." Es bleibt der Nebenklang einer
bewußt selbstbewußt auftreten wollenden neuen Regierung, aus dem immer wieder
Dissonanzen entstehen - vielleicht, weil sie die passenden Anwendungsfelder des
eigenen Selbstvertrauens noch nicht gefunden hat. Die Nominierung der deutschen
Kommissare erfolgte in Reibung zu Romano Prodis Präferenzen, die Beförderung
Bodo Hombachs zum Koordinator für den Stabilitätspakt mußte gegen das Murren
anderer Mitgliedstaaten durchgesetzt werden. Im „Sprachenstreit" und Sitzungs-
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boykott im Übergang zur finnischen Präsidentschaft schließlich - so verständlich
das Anliegen auch sein mag - erscheint das neue Selbstbewußtsein leicht ange-
staubt: Es paßt nicht recht zu Globalisierung und Modernisierung.

Nachdenklicher für die Zukunft stimmt das Ergebnis der Wahlen zum Euro-
päischen Parlament. Zwar bewegt sich Deutschland im Trend der übrigen Mitglied-
staaten, doch weist die Wahlbeteiligung darauf hin, daß Demokratisierung und
Legitimation - zwei Themen aus der Koalitionsvereinbarung — die Öffentlichkeit
nur bedingt erreicht haben. Eine überzeugend vermittelte Balance zwischen
Gemeinschaftsinstitutionen und der wachsenden Rolle der Regierungen hat die
deutsche Europapolitik noch nicht gefunden. Die Verluste für die Regierungs-
parteien, der deutliche Zugewinn von CDU und CSU sowie der Einzug der PDS,
die als einzige der Bundestagsparteien grundsätzliche Kritik an der EU ins Wahl-
programm geschrieben hatte, sind ein Warnsignal für die Regierungskoalition.13

Farbige Gipfelinszenierungen können nur zeitweilig überdecken, daß die Zustim-
mung und Akzeptanz der Bürger zu dieser eigenartigen Mischung von Innen- und
Außenpolitik, die die europäische Integration hervorgebracht hat, heute mühsamer
zu erwerben und zu sichern ist. Europapolitik ist Graubrot mit Sahnehaube.
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